„Solidarność” und Systemwandel 

in Mittel- und Osteuropa

Vor einem Vierteljahrhundert, am 31. August 1980, entstand „Solidarność”. Versuche, dieses Phänomen zu definieren, zeigen, dass sich dieses allen herkömmlichen Klassifikationen entzieht. Denn „Solidarność” war auf einmal: Revolution, große Sozialbewegung, Nationalaufruhr und schlicht – eine Gewerkschaft. Es war aber wohl die einzige Gewerkschaft in der Weltgeschichte, die auf ihrem Höhepunkt mehr als 9,5 Millionen Mitglieder aus allen gesellschaftlichen Schichten und Gruppen zählte; dies war ein Drittel der Gesamtbevölkerung von 38 Millionen (ohne Kinder und Greise). „Solidarność” wurde in Polen allmählich zur Bürgin für eine Erneuerung vieler Bereiche des Lebens des Landes, für wirtschaftliche Reformen, Beseitigung der Ungerechtigkeit, Bändigung der Unrechtsstaatlichkeit und der Missbräuche des kommunistischen Machtapparats, Wiederherstellung der Wahrheit in Massenmedien und Bildung; sie wurde zu einer Bewegung für Wiedereinführung von Bürgerrechten und nationalem Traditionsgut. 

„Solidarność” war eine pazifistische Bewegung, die programmmäßig auf Gewaltanwendung bei der Lösung kollektiver Konflikte verzichtete. Ihre Tätigkeit entfaltete sie in ganzem Land und setzte sich für Belange der gesamten Nation ein, dabei berief sie sich auf Prinzipien der gesellschaftlichen Solidarität und auch auf moralische Werte im öffentlichen Leben. Sie selbst war eine Absage an Regeln, die im kommunistischen System Gültigkeit hatten, sie erschütterte die Grundlagen des Kommunismus in Polen und später im gesamten Ostblock.

„Das Licht der «Solidarność» wirft den Glanz auf uns alle” — stellten französische Forscher bereits 1981 fest. 1 

●

Im August 2003 wurde das Originaldokument mit den 21 Forderungen von Danzig vom August 1980 zusammen mit der durch das Forschungszentrum Ośrodek KARTA Warschau zusammengestellten Archivsammlung „Solidarność” — Geburt einer Bewegung (originale Materialien aus der Zeit August 1980 – Dezember 1981) in das UNESCO-Register der weltweit wichtigsten Archivbestände im Rahmen des Programms „Gedächtnis der Menschheit” eingetragen.

Heute ist „Solidarność” eine Gewerkschaft, die sich für Wirtschafts- und Arbeitnehmerrechte ihrer Mitglieder einsetzt.

Polen ist ein demokratischer Rechtsstaat, der am 1. Mai 2004 neben sechs weiteren ehemals kommunistischen Staaten der Europäischen Union beigetreten ist; noch früher, am 1. Januar 1990, wurde die offizielle Staatsbezeichnung von Volksrepublik Polen in Republik Polen geändert.

●

Der Geburt von „Solidarność” ist ein lang währender Widerstand der polnischen Bevölkerung gegen das kommunistische System, das Polen und anderen mittel- und osteuropäischen Ländern nach dem zweiten Weltkrieg aufgezwungen worden war, vorangegangen.

Nach Jalta 

Im Februar 1945 trafen in Jalta auf der Krim Führer der Allianz gegen Hitler, britischer Premierminister Winston J. Churchill, US-Staatspräsident Franklin D. Roosevelt und sowjetischer Diktator, Generalissimus Josef Stalin, zusammen, um gegen Kriegsende Einflussbereiche in Europa abzugrenzen. Niemand fragte die Polen, die an der Seite der Alliierten an allen Fronten kämpften, um ihre Meinung (Polen fiel bereits im September 1939 zum Opfer zweier Aggressoren, des Dritten Reiches und der Sowjetunion), als die Grenzen des Landes verschoben und über dessen Nachkriegsgeschicke entschieden wurde. 

In Jalta wurden den Völkern Mittel- und Osteuropas Freiheit und Chancen für Demokratie für knapp ein halbes Jahrhundert aberkannt und ihre Zugehörigkeit zum Ostblock besiegelt. 

In Polen führten kommunistische Machthaber, gestützt auf sowjetische Panzer, das stalinistische System mit all seinem Terror und seiner Verlogenheit ein, später „legitimierten“ sie es in der gefälschten Volksabstimmung von 1946 und in den Wahlen von 1947. Binnen einiger Nachkriegsjahre wurde die für die Unabhängigkeit des Landes kämpfende Untergrundbewegung zerschlagen, zu todes- oder langjährigen Freiheitsstrafen wurden Tausende von „Feinden des Volkes“ verurteilt; jedes Anzeichen der Unabhängigkeit wurde verfolgt. Die Bevölkerung wurde gespalten, eingeschüchtert und ruhig gestellt.

Nach dem Tod Stalins (1953) wurde das System allmählich milder. Das Jahr 1956 brachte Polen das „Oktober-Tauwetter“ (u.a. eine für alle Ostblockländer einmalige Unabhängigkeit der römisch-katholischen Kirche, gewisse Autonomie der Kulturschaffenden und Intellektuellen und auf dem Lande – Festhalten an privater Bauernwirtschaft). Im Gegenzug hinterließ es aber die Erinnerung an die Juni-Ereignisse in Posen, als die Streiks der Arbeiter für „Brot und Freiheit” in Straßenschlachten endeten; dabei hatten beide Seiten zu Waffen gegriffen. (Es wird angenommen, dass in Posen mindestens 63 Zivilisten und 10 Soldaten und Mitarbeiter des Sicherheitsdienstes ums Leben kamen, mehrere hundert verletzt und knapp 700 verhaftet wurden, von denen mehrere zehn verurteilt wurden.) Das offizielle „Tauwetter” entlarvte sich aber als sehr oberflächlich; die von der Staatsgewalt autonome Strömung des gesellschaftlichen Lebens hatte allerdings Bestand und begann sich zu entfalten.

Eine weitere Aufruhr, diesmal durch die Intellektuellen begonnen, fand 1968 statt, als die demokratische Studentenbewegung brutal niedergeschlagen und gleichzeitig eine offizielle antisemitische Kampagne angezettelt wurde (unter diverser Druckausübung haben damals etwa 20.000 Juden bzw. Personen jüdischer Abstammung Polen verlassen). Diese Vorfälle haben aber die Herausbildung der „Generation 68” in Polen gefördert, die sich später aktiv an der antikommunistischen Opposition beteiligt hat.

In anderen Ländern der Region kam der Wunsch nach der Änderung der politischen Zugehörigkeit auch in Revolten und Massenprotesten zum Ausdruck; sie endeten aber im Ergebnis des Eingriffs sowjetischer Streitkräfte immer mit einer Niederlage: so war es im Juni 1953 in Berlin, im November 1956 in Budapest und im August 1968 in der Tschechoslowakei. Die Teilnahme polnischer Einheiten an der Intervention des Warschauer Paktes an der Niederschlagung der Revolution Dubceks 1968 blieb ein schmerzender Stachel im polnisch-tschechoslowakischen Verhältnis.

1970 

Am 12. Dezember 1970 hat die polnische Regierung massive Preiserhöhungen für Lebensmittel angekündigt. Tag darauf wurde schon die Danziger Werft bestreikt; ihr folgten weitere Unternehmen in Danzig. Da eine Reaktion seitens der Regierung ausblieb, kam es am 15. Dezember in Danzig zu Straßendemonstrationen, an denen mehrere tausend Menschen teilgenommen haben. Der Sitz des Woiwodschaftskomitees der kommunistischen Partei (PVAP) wurde in Brand gesteckt. Der 1. Sekretär der PVAP, Władysław Gomułka, ließ die Bürgermiliz (Polizei) mit scharfer Munition schießen und das Militär in die Stadt einrücken. Das Militär und die Miliz schossen nicht nur auf revoltierende Mengen, sondern auch auf zufällige Passanten. Am 16. Dezember eröffnete das Militär Feuer gegen Arbeiter, die die Danziger Werft durch das Tor Nr. 2 verließen, und am 17. Dezember – gegen Arbeiter, die zur Arbeit in der Werft in der Frühe gingen, am 18. Dezember in Elbing und Stettin.... Nach offiziellen Angaben kamen damals in den polnischen Küstenstädten 45 Personen ums Leben, 1.165 wurden verwundet und etwa 3.000 verhaftet.

Die tatsächliche Zahl der Opfer bleibt allerdings unbekannt: Beisetzungen fanden im Geheimen statt, Gräber verschwanden, Familien wurden eingeschüchtert. Um jeden Preis wurde versucht, die Verbrechen zu vertuschen, dennoch sie blieben im Gedächtnis haften. In einer populären Ballade, obwohl sie damals nur heimlich verbreitet wurde, sagt man: „es ist die Partei, die auf Arbeiter schießt...”. Eine Partei, die sich als „Arbeiterpartei“ ausgab. Nach den „Dezember-Vorfällen“ wurde in Polen die Staats- und Regierungsspitze ausgewechselt. 1. Sekretär der PVAP wurde Edward Gierek.

Diese Vorfälle blieben ein Trauma für beide Seiten. Das Andenken an die Gefallenen wurde zu einem Bezugspunkt in allen weiteren wichtigen Zäsuren der Auseinandersetzung zwischen den Bevölkerung und der Staatsgewalt. Es gab mit Sicherheit den Ausschlag, dass im August 1980 keine Gewalt angewandt wurde.
Offene Opposition

Im Juni 1976 versuchte die Regierung wieder, sehr hohe (durchschnittlich um 70 Prozent) Preiserhöhungen einzuführen, was Streiks in einigen Städten nach sich gezogen hat. Besonders turbulente Demonstrationen fanden in Betrieben in Radom und Ursus statt. Sie wurden durch spezielle Milizeinheiten (ZOMO) brutal niedergeschlagen. Zahlreiche Personen (oft ganz zufällige) wurden verhaftet und in Gefängnissen geschlagen (u.a. „Trimm-Dich-Pfade“, bei denen die Verhafteten zwischen zwei Reihen mit Knüppeln bewaffneter Milizisten hindurch laufen mussten), anschließend fanden Gerichtsverfahren statt und die Angeklagten wurden zu Gefängnisstrafen bzw. hohen Geldbußen verurteilt, auch von der Arbeit entlassen, wobei sie keine Möglichkeit hatten, eine neue Arbeitsstelle zu finden. Rechtlich und finanziell wurden die Verfolgten durch Vertreter oppositioneller Intellektuellenkreise, die gleichzeitig eine Protestaktion gestartet hatten, unterstützt. 

Am 23. September haben vierzehn Oppositionelle einen Appell an die Bevölkerung und die Behörden der VR Polen gerichtet; dieses Papier wurde zur Gründungserklärung des Komitees zur Verteidigung der Arbeiter (KOR), das nach einem Jahr in das Komitee für gesellschaftliche Selbstverteidigung „KOR” (KSS „KOR”) umgewandelt wurde. Hier wurden die für die Zukunft so bedeutende Worte gesprochen: „Opfer heutiger Repressalien können auf keine Hilfe und Verteidigung seitens der dazu berufenen Institutionen, z.B. der Gewerkschaften, die eine klägliche Rolle spielen, rechnen. Auch Einrichtungen der Sozialhilfe verweigern ihnen die Unterstützung. Unter solchen Umständen kommt diese Aufgabe der Bevölkerung, in deren Interesse die Verfolgten handelten, zu. Die Bevölkerung verfügt über keinerlei Methoden zur Verteidigung vor dem Unrecht als die der Solidarität und der gegenseitigen Hilfe.”
KOR war die erste sich offen für der Menschenrechte einsetzende Gruppe der demokratischen Opposition (veröffentlicht wurde das Mitgliederverzeichnis mit Wohnadressen und Telefonnummern), obwohl sie nach wie vor illegal blieb. Sie begann, eigene Bulletins zu veröffentlichen. Durch Kontakte zu ausländischen Journalisten und den im Exil lebenden Polen (auch über den Sender Radio Free Europe) informierte sie breite Kreise der Bevölkerung über ihre Aktivitäten. Um KOR gruppierten sich im Laufe der Zeit zahlreiche Oppositionsinitiativen, denen hunderte Personen angehörten. Es entwickelte sich ein auf Vervielfältigungsmaschinen gestütztes Verlagswesen: Außerhalb der Zensureingriffe wurden immer zahlreichere Blätter und Schriften herausgegeben, später auch Bücher. Eine Initiative zur Selbstbildung, Gesellschaft für wissenschaftliche Kurse, nahm ihre Tätigkeit auf. Auf Anregung von KOR wurden Gründungskomitees der Freien Gewerkschaften in Kattowitz und den Küstenstädten sowie Komitees für Studentensolidarität ins Leben gerufen.

KOR war eine der oppositionellen Bewegungen, die sich auf Ergebnisse der Helsinki-Konferenz, auf der sich die Sowjetunion zur Achtung der Menschenrechte verpflichtet hatte, beriefen. Im Mai 1976 gründete der russische Dissident Andrej Sacharow die Moskauer Helsinki-Gruppe; im Juli 1976 begann KOR seine Tätigkeit, während im Januar 1977 in der Tschechoslowakei die CHARTA 77 unterzeichnet wurde. 

Sporadisch gelang es diesen Initiativen, miteinander Kontakte zu knüpfen. Unter anderem im Sommer 1978 kam es an der polnisch-tschechoslowakischen Grenze zu mehreren Treffen zwischen führenden Aktivisten des KSS „KOR” und der CHARTA 77 (u.a. Jacek Kuron und Vaclav Havel). In Polen entstanden 1977 ferner eine Bewegung für Verteidigung der Menschen- und Bürgerrechte (ROPCiO) und später weitere oppositionelle Gruppierungen, die oftmals miteinander auf ideologischem Gebiet scharfe Auseinandersetzungen führten.

Die Zahl der Personen, die gegen Ende der siebziger Jahre in oppositionelle Aktivitäten involviert waren, wird auf ca. 500 aktive und mehr als 1.000 sporadisch tätige geschätzt. Dennoch gelangte die unabhängige Literatur, die immer mehr verbreitet und konspirativ gedruckt wurde, an mehrere tausend Bürger; diese Schriften wirkten sich auf die Veränderung der Einstellung zahlreicher gesellschaftlicher Kreise zum herrschenden System aus.

Papst aus Polen 

Die Wahl des Kardinals Karol Wojtyła zum Papst und der spätere Besuch Johannes Paul II. in Polen im Juni 1979 bedingten, dass sich die atomisierte und auf die Bewältigung alltäglicher Probleme konzentrierte Bevölkerung plötzlich als eine Gemeinschaft, eine Gemeinschaft von Millionen, empfand und in sich eine geistige Stärke, ein gemeinsames Erfahren eigener Identität fand; diese Gemeinschaft spürte nun die Freiheit, die aus der Möglichkeit hervorgeht, den kollektiven Willen frei ausdrücken zu können. In den vom Papst zelebrierten Gottesdiensten versammelte sich zum ersten Mal eine ruhige, disziplinierte Menge, der große Begeisterung, gewissermaßen gegen die ideologisch fremde Staatsmacht, zuteil wurde. 

Der Papstbesuch machte der Bevölkerung und den kommunistischen Machthabern bewusst, dass die Polen einen Stützpunkt außerhalb der Strukturen des aufgezwungen Systems gefunden haben. Die Worte des Papstes, die er am 2. Juni auf dem Plac Zwycięstwa in Warschau sprach: „Es möge Dein Geist herniederfahren und das Angesicht der Erde ändern. Dieses Landes.” erwiesen sich als prophetisch.

Streikwelle 

Polen versank aber mehr und mehr im wirtschaftlichen Chaos. Versteckte Preiserhöhungen, steigende Inflation führten Anfang 1980 dazu, dass es in den Geschäften fast alle Artikel fehlten. Von Monat zu Monat stieg die Spannung in der Bevölkerung. Die Einführung der Preiserhöhung für Fleisch in Betriebskantinen zum 1. Juli 1980 wurde zum sprichwörtlichen Funken, der das Pulverfass zum Sprengen brachte.

Die größte Bedeutung hatte der Generalstreik in Lublin, wo 150 Betriebe mit 50.000 Beschäftigten bestreikt und der öffentliche Verkehr und Eisenbahn lahm gelegt wurden. Die Regierung nahm Verhandlungen auf und unterzeichnete am 11. Juli eine Vereinbarung mit den „Stillstand“-Komitees (um bloß nur das bedrohlich klingende Wort Streik zu vermeiden). Neben Zugeständnissen im sozialen Bereich bekamen die Streikenden Sicherheitsgarantien und die Zusage, neue Betriebsratswahlen durchzuführen. Zum ersten Mal in der polnischen Nachkriegsgeschichte wurde zwischen der Staatsgewalt und den streikenden Arbeitern eine Vereinbarung geschlossen.

Die Machthaber bemühten sich, die Lage kurzfristig zu beruhigen, indem sie die neuen Preise annullierten und versprachen, Löhne und Gehälter geringfügig zu erhöhen. Auch nur solch einen „lokalen“ Ehrgeiz hatten erstmals die Streikenden in Danzig, obwohl die politischen Zugeständnisse in Lublin auf einen neuen Schritt im oppositionellen Kampf hoffen ließen. 

Der Streik in der Danziger Lenin-Werft begann am 14. August 1980 als eine Maßnahme zum Schutz der entlassenen Anna Walentynowicz, Arbeiterin, Mitbegründerin der 1978 ins Leben gerufenen Freien Gewerkschaft (WZZ). Initiiert wurde er von Bogdan Borusewicz (KOR- und WZZ-Mitglied) zusammen mit drei jungen Werftarbeitern und einem ebenfalls entlassenen Streikorganisator von 1970 und aktivem WZZ-Mitglied, Lech Wałęsa. Am nächsten Tag haben sich der Leninwerft andere Werften, Häfen und Betriebe der Stadt angeschlossen.

Am 16. August wurde ein Kompromiss geschlossen, auch in Frage der Preiserhöhungen und eines „Teuerungszuschlags” für Werftmitarbeiter. Die Mehrheit im Streikskomitee befand, das Ziel sei erreicht worden, und rief die Arbeiter auf, die Werft zu verlassen. Das Streikende stand nun haarbreit bevor, ohne dass von der Regierung mehr allgemeine, politische Zugeständnisse, die auch den anderen streikenden Betrieben Garantien gewährt hätten, abgerungen worden wären. Unter Druck der Belegschaftsvertreter kleinerer Betriebe, die in die Werft mit Unterstützung gekommen waren, wurde beschlossen, das Werftgelände nicht zu räumen; es wurde ein Solidaritätsstreik ausgerufen.

Streik im Namen aller
Die Nacht vom 16. zum 17. August verbrachten in der riesigen Werft weniger als eintausend Streikende. Sie hätten durch die Milizkräfte leicht verdrängt werden können, dennoch waren die Behörden nicht entschlossen, nach Gewaltlösungen zu greifen; später aber wären es viel schwieriger gewesen. 

In dieser Nacht wurde das Überbetriebliche Streikkomitee (MKS) gegründet, das die Liste der 21 (darunter sieben politischen) Forderungen formuliert hat. Am wichtigsten war die erste Forderung nach der Gründung einer von der kommunistischen Partei unabhängigen Gewerkschaft; außerdem wurde verlangt, das Streikrecht zu verankern, die Meinungsfreiheit zu achten, politische Gefangene freizulassen und Maßnahmen zur Überwindung der Krise des Landes zu ergreifen. 21 Forderungen von Danzig wurden innerhalb von einigen Tagen zu einem Dekalog des streikenden Landes. 

Am 18. August brach in Stettin der Generalstreik aus. Auch dort wurde ein überbetriebliches Streikkomitee gegründet, das ähnliche Forderungen stellte.

Dem Danziger Streikkomitee schlossen sich weitere Betriebe an. Am 21. August waren es schon mehr als 350. Gegen Ende August erfasste die Streikwelle Oberschlesien; nun streikten mehr als 700.000 Menschen in 700 Betrieben in mehr als der Hälfte der 49 Woiwodschaften.

Zur Danziger Werft kamen neben vielen Menschen, die den Protest unterstützten (Journalisten und Künstler – auch von außerhalb Polens), auch oppositionelle Intellektuelle, die an der unabhängigen Gesellschaft für Wissenschaftliche Kurse mitwirkten (unter ihnen Tadeusz Mazowiecki und Bronisław Geremek); sie bildeten eine Expertenkommission.
Das Macht- und Gemeinschaftsgefühl nahm an Stärke zu. Noch nie im Nachkriegspolen wurde in solchem Ausmaß manifestiert und – was wichtiger ist – so solidarisch. Die ganze Zeit umgab eine Menschenmenge das Werftgelände und gewährte so den Streikenden zusätzlichen Schutz. Die Menschen gingen zur Werft so, wie sie vor einem Jahr zum Treffen mit dem Papst gingen und dabei ihre Teilnahme an der Gemeinschaft manifestierten. 

Durch die gemeinschaftliche Einheit inspiriert, entwarf der Künstler Jerzy Janiszewski das Logo der „Solidarność’, das mittlerweile weltweit erkennbar wurde: „In meinem Konzept ging ich von dieser Ähnlichkeit aus: wie die Menschen in einer geschlossenen Menge solidarisch einander stützen [...], so sollten sich die Buchstaben in diesem Wort ebenso aneinander lehnen. Dazu fügte ich noch die Staatsfahne hinzu, weil ich mir dessen bewusst war, dass sich das Ganze nicht auf bestimmte Kreise beschränkt, sondern von allgemeiner Bedeutung ist ”.

Am 23. August standen sich Arbeiter und Vertreter der Machthaber von Angesichts zu Angesichts. Für die Regierenden waren diese Unterhandlungen wie ein Schock. Denn die Arbeiter, die durch die kommunistische „Arbeitermacht“ nur für ihre eigenen Zwecke missbraucht wurden, wurden nun deren Gesprächspartner.

Angesichts der Ausweitungsgefahr der Streiks hat sich die Regierung entschlossen, die Forderungen anzunehmen: Am 30. August wurden Vereinbarungen in Stettin, am 31. August in Danzig und drei Tage später mit Bergleuten in Jastrzębie unterzeichnet. Die Danziger Vereinbarung war wegen des Gewichts getroffener Abmachungen und der späteren Rolle Danzigs von grundlegender Bedeutung.

Lech Wałęsa sagte zum Erfolg vom 31. August 1980: „Haben wir alles erreicht, was wir wollten, was wir uns wünschen und wovon wir träumen? Nein, nicht alles, aber wir wissen, dass wir viel erreicht haben. Den Rest kriegen wir auch, denn wir haben das Wichtigste: unsere unabhängige, selbstverwaltete Gewerkschaft”. 

Dies war der erste institutionelle Durchbruch im kommunistischen Block. Es wurde ein scheinbar unerschütterliches System in Frage gestellt. Das Ausmaß der Proteste überraschte die Regierenden in Polen, aber auch den Kreml: Die Kommunisten in Moskau waren nicht entschlossen, militärisch gegen Polen vorzugehen; sie betrachteten diese Aktion als zu risikoreich. Dies bewies, welche Kraft die gemeinschaftliche Solidarität hat. 

Eine nationale Gewerkschaft 

Seit Anfang September 1980 wurden einzelne überbetriebliche Streikkomitees (MKS) in überbetriebliche Gründungskomitees der freien Gewerkschaft umgewandelt; später wurden diese Komitees (trotz der Bemühungen der Behörden, die diesen Prozess zu stoppen versuchten) auch dort eingerichtet, wo keine Vereinbarungen unterzeichnet wurden. Auf der Grundlage von Vereinbarungen vom August wurde ab 11. September eine neue landesweite Gewerkschaft gegründet.

Am 17. September wurde auf einer Tagung der Vertreter von mehr als 20 Überbetrieblichen Komitees beschlossen, eine einheitliche landesweite Organisation zu gründen: Unabhängige Selbstverwaltete Gewerkschaft „Solidarność”. Sie zählte damals 3 Millionen erklärte Mitglieder, Arbeiter und Angestellte, Vertreter fast aller Berufsgruppen. Später umfasste die Bewegung im Rahmen von Sonderorganisationen auch andere soziale Gruppen: Studenten und Landwirte.

Es wurde ein Landesverständigungsausschuss unter Leitung von Lech Wałęsa gegründet; ihm gehörten ferner u.a. Andrzej Gwiazda, Marian Jurczyk, Bogdan Lis, Andrzej Słowik, Zbigniew Bujak, Patrycjusz Kosmowski, Antoni Kopaczewski und Andrzej Rozpłochowski an.

Die erste Zeit der legalen Arbeit der „Solidarność” wird als „Karneval der Freiheit” bezeichnet. Das Propagandamonopol der Staatsgewalt wurde erfolgreich durch mehrere hundert Gewerkschaftsbulletins, die in allen Regionen verbreitet wurden, Informationsagenturen der Gewerkschaft und das 1981 offiziell in einer Auflage von 500.000 erscheinende Wochenblatt „Tygodnik Solidarność” (Chefredakteur wurde Tadeusz Mazowiecki) überwunden. Das letzte Propaganda-Bollwerk der Regierung blieb nur das Fernsehen.

Aber diese Organisation bzw. Neuorganisation des gesellschaftlichen Lebens und die festliche Stimmung wurde durch zunehmende politische Spannungen und immer größere wirtschaftliche Schwierigkeiten (besonders im Bereich der Versorgung) begleitet. Nach der stürmischen Entwicklung- und Registrierungsphase der Gewerkschaft, nach Spannungen um Versuche, an der Satzung der Gewerkschaft zu manipulieren, kam es zur heftigen Krise im Verhältnis zwischen der Bevölkerung und der Staatsgewalt, die den demokratischen Wandel zu stoppen versuchte. Wegen der Verletzung von Vereinbarungen vom August, der fehlenden Zustimmung zur gerichtlichen Registrierung der „Solidarność“ der Landwirte und des Unabhängigen Studentenverbandes kam es zu zahlreichen meistens lokalen bzw. überregionalen, aber auch zu landesweiten Streikaktionen. 

Die gesellschaftliche Stimmung radikalisierte sich. Die Machthaber provozierten immer neue Konflikte. Zu einer der gefährlichsten Provokationen kam es, als im März 1981 in Bydgoszcz eine Sondereinheit der Miliz Angehörige der Solidarność (u.a. Jan Rulewski) zusammengeschlagen hatte. Zum Schutz der Gewerkschafter organisierte die „Solidarność“ einen solidarischen Warnstreik, wo für vier Stunden praktisch das Leben in ganz Polen lahm gelegt wurde; dies zeigte, welch enorme Kraft die „Solidarność” hatte. Das Land fand sich am Rande des Generalstreiks, vor dem man sich aber wegen der wahrscheinlichen Militärintervention der Sowjets fürchtete. Der damals mit der Regierung geschlossene Kompromiss (und Widerrufung des Streiks) nahm sowohl der „Solidarność” wie auch der die Gewerkschaft unterstützenden Bevölkerung die Durchsetzungskraft gegenüber der Regierung weg.

Botschaft an die Arbeiter Osteuropas

1. Kongress der „Solidarność” wurde im September 1981 einberufen; ihm gingen erste im Nachkriegspolen demokratische Wahlen der Kongressdelegierten voran. Eines der wichtigsten Papiere des Kongresses war die Botschaft an die Arbeiter Osteuropas:

„Die in Gdansk zum ersten Kongress der unabhängigen, selbstverwalteten Gewerkschaft »Solidarność« versammelten Delegierten senden den Arbeitern Albaniens, Bulgariens, der Tschechoslowakei, der DDR, Rumäniens, Ungarns und allen Völkern der Sowjetunion ihre Grüße und versichern sie ihrer Unterstützung. Als erste unabhängige Gewerkschaft unserer Nachkriegsgeschichte fühlen wir tief unser gemeinsames Schicksal. Wir versichern euch, dass wir trotz der Lügen, die in euren Ländern verbreitet werden, eine authentische Organisation der Werktätigen sind, die zehn Millionen Anhänger umfasst und durch Arbeiterstreiks entstanden ist. Unser Ziel ist der Kampf um die Verbesserung der Lebensbedingungen aller Werktätigen. Wir unterstützen diejenigen unter euch, die sich entschlossen haben, den schweren Weg des Kampfes um eine freie Gewerkschaftsbewegung zu gehen  [...].” 

Das Dokument rief zahlreiche Kontroversen als „unpolitisch” hervor und da es angeblich zur Aufruhr im ganzen kommunistischen Block aufrief, war es „gefährlich”. Dennoch war die Botschaft vor allem eine symbolische Geste der Öffnung für andere Völker aus dem sowjetischen Einflussbereich, der Weiterreichung der erkämpften Freiheit, der Ankündigung eines gemeinsamen Weges. Die Machthaber im Kreml wurden über dieses Dokument richtig wütend; Leonid Breschnew telefonierte mit Stanisław Kania, dem 1. Sekretär der PVAP, und forderte, die Botschaft als Ausgangspunkt nehmend, die Einführung des Kriegszustands in Polen. In großen sowjetischen Betrieben wurden Kundgebungen zorniger „Arbeiterkollektive” veranstaltet, die in ihren Entschließungen „Solidarność” verurteilten.

Während des 16 Monate lang dauern Karnevals der „Solidarność” verschanzten sich die kommunistischen Parteien in einzelnen „Bruderländern” vor dem Einfluss der polnischen Gewerkschaft, da sie darin die tödliche Gefahr für ihre Macht sahen. Ostdeutsche Kommunisten haben in Furcht vor der Ausweitung der „Solidarność”-Pest schon im Oktober 1980 kraft einseitiger Entscheidung die bisher für den visumfreien Verkehr geöffnete Grenze zu Polen geschlossen.

Konterrevolution — Staatsgewalt gegen Bevölkerung

Die Entstehung einer großen unabhängigen gesellschaftlichen Organisation, wie sie inzwischen „Solidarność” wurde, stand in völligem Widerspruch zum Wesen des kommunistischen Systems. Die Mehrheit der Parteispitze bemühte sich, das Machtmonopol der kommunistischen Partei wiederherzustellen; entsprechender Druck wurde seitens der kommunistischen Regimes in den Nachbarländern und durch die Gefahr der sowjetischen Intervention ausgeübt. 

Pläne zur Schwächung bzw. Spaltung der „Solidarność” waren 1980–81 wenig realistisch. Eine Alternative war die Vorbereitung des Kriegszustands, an dem seit September 1980, also fast unmittelbar nach der Unterzeichnung der August-Vereinbarungen, geheime Vorbereitungspläne geschmiedet wurden. 

Bereits während des Streiks wurde im August 1980 im Stab des Innenministeriums ein Plan zur Pazifikation der Werft entwickelt. Die Parteileitung hat sich aber für Blutvergießen nicht entschlossen; immer noch wach war die Erinnerung an die Ereignisse vom Dezember 1970.

Ein sowjetischer Polen-Sonderausschuss, sog. Suslow-Ausschuss, hat ebenfalls einen Plan zur Militärintervention ausgearbeitet: Am 29. August hätten vier Divisionen kampfbereit sein sollen. In den Afghanistan-Krieg verwickelt und der Einstellung der polnischen Armee nicht sicher, dafür aber um so mehr der Entschlossenheit der polnischen Bevölkerung, Widerstand zu leisten, und der Verurteilung durch den Westen bewusst, zeigte sich die sowjetische Führung nicht willig, die „zweite Front“ zu öffnen. 

Auch am 8. Dezember 1980 waren die Streitkräfte des Warschauer Paktes bereit, in Polen militärisch einzugreifen: 18 Divisionen aus der UdSSR, der DDR und der Tschechoslowakei standen an den Grenzen Polens. Die Entscheidung über die Widerrufung des Einmarschs fiel im letzten Augenblick, nachdem der Zeitpunkt für einen Angriff für ungünstig befunden worden war (unter anderem nach der eindeutigen Warnung durch US-Staatspräsident Jimmy Carter). Später machten die Sowjets mit dem Eingreifen mehrmals angst, was in Polen sehr befürchtet wurde und oftmals als Argument gegen Radikalisierung der Forderungen der Solidarność-Seite diente. (Daraus auch die Selbstdefinition des Phänomens: „selbstbeschränkende Revolution”). 

Im Laufe des Jahres 1981 brachten die Sowjets immer deutlicher zur Sprache, sie würden in Polen keine Streitkräfte einmarschieren lassen wollen, dafür aber müssten die polnischen Genossen für die Ordnung selbst sorgen.

Polnische Kommunisten konnten nicht wissen, dass Juri Andropow in einer Sitzung des Politbüros im Kreml am 10. Dezember 1981, drei Tage vor der Verhängung des Kriegszustands, sprach: „Wir wollen unsere Armeen in Polen nicht einmarschieren lassen. Das ist ein richtiger Standpunkt und wir sollten daran bis zum Schluss festhalten. Ich weiß nicht, wie sich das Ganze endet, aber selbst wenn Polen durch «Solidarność» regiert wird, bleibt es nur dabei und nicht mehr. [...] Wir müssen uns Sorgen um unser eigenes Land machen”. 

Die Sowjetunion, die ein durch „Solidarność“ regiertes Polen zuließ, verlor an Kraft als eine globale Großmacht. In Polen war das aber weder der Bevölkerung noch den Machthabern, die im Namen dieser Großmacht handelten, bekannt.

Kriegszustand

Am 13. Dezember 1981 verkündete General Wojciech Jaruzelski, der an der Regierungs- und Parteispitze stand, die Verhängung des Kriegsrechts in Polen: Straßen wurden durch Panzertransporter sowie durch Militär- und Sondermilizeinheiten ZOMO (Mechanisierte Einheiten der Bürgermiliz) patrouilliert, Telefonverbindungen völlig unterbrochen. Die Staatsstruktur wurde militarisiert, u.a. die Tätigkeit aller Organisationen, Verbände und Gewerkschaften ausgesetzt, in den Gerichten Schnellverfahren eingeführt, Ausgangssperre verfügt. 

In der ersten Nacht, vom 12. zum 13. Dezember, wurde fast die gesamte Führungsspitze der „Solidarność”, Mitglieder aus Betrieben, die für besonders wichtig befunden wurden, Intellektuelle, die die Solidarność-Bewegung unterstützen inhaftiert (offiziell mehr als 5.000 Personen; später wurden immer neue Personen festgenommen. Im Dezember 1982 wurden trotz zwischenzeitlicher Freilassungen mehr als 10.000 Inhaftierte gezählt). 

„Solidarność” wurde überwältigt, sie machte übrigens keine Vorbereitungen auf einen bewaffneten Widerstand; angesichts der durch Staatsgewalt eingesetzten Militärkräfte war sie machtlos.

Nichtsdestoweniger entwickelte sich seit ersten Tagen des Kriegszustands ein Widerstand, zunächst in Form von Besetzungsstreiks. Vereinte Kräfte der Miliz und des Militärs stellten aber nach und nach in den bestreikten Betrieben Ruhe brutal wieder her. In Schlesien schoss die Miliz auf Bergleute, die die Grube „Wujek” in Kattowitz, in der sich 3.000 Streikende aufhielten, verteidigten: neun Tote waren die ersten Todesopfer der neuen „Militärordnung“. (Insgesamt wurden 115 Todesfälle als direkte Opfer des Kriegszustandes dokumentiert.) 

Den späteren Versuchen, Straßenkundgebungen gegen den Kriegszustand durchzuführen, wurde ebenfalls mit brutalen Maßnahmen begegnet: sie wurden durch die Miliz unter Einsatz von Tränengas, Wasserkanonen und Schlagstöcken auseinandergetrieben.

Kraft des Dekrets über Verhängung des Kriegszustands wurden Rechtsvorschriften eingeführt, auf deren Grundlage mehrere tausend Personen verhaftet und verurteilt wurden. Während der formalen Geltung des Kriegszustandes wurden bis zum 22. Juni 1983 knapp 12.000 Personen verurteilt. Die Festnahmen dauerten aber weiter bis Herbst 1986 an.

„Solidarność” wurde verboten, hat aber die sieben Jahre der Illegalität überdauert.

Freiheit im Untergrund

Zu Beginn des Kriegszustands wurde wegen der völligen Unmöglichkeit, sich zu kontaktieren (u.a. unterbundene Telefonleitungen, Verbot, Städte ohne besondere Passierscheine zu verlassen, Schließung aller Zeitungen bis auf zwei Partei- und Propagandablätter), wurde „freies Wort“ zur begehrtesten Ware; es wurden fast überall in erster Linie Netze aufgebaut, die der Sammlung und Weitergabe von Informationen dienten. Sie wurden so zu Keimzellen einer „Untergrundgesellschaft“, wie dies von einem Anführer der zu ihren Kräften zurückgelangenden „Solidarność” formuliert wurde.

Schon im April 1982 wurde im Untergrund ein Interims-Koordinierungsausschuss der „Solidarność” (landesweite Führung) gegründet; diesem gehörten Spitzenfunktionäre aus den größten Regionen mit der besten Gewerkschaftsorganisation im Untergrund an, denen es gelang, nicht inhaftiert oder verhaftet worden zu sein: Władysław Frasyniuk, Zbigniew Bujak, Władysław Hardek und Bogdan Lis. Ihr Ziel war es, sich für Annullierung des Kriegszustands, Freilassung aller Inhaftierten und Verhafteten sowie die Wiederzulassung der NSZZ „Solidarność” einzusetzen.

Eine der größten Aufgaben dieser Zeit war es, eine Konfrontation mit der Staatsgewalt am 31. August 1982, dem zweiten Jahrestag der Unterzeichnung der Vereinbarungen von Danzig, vorzubereiten (es gab Gerüchte, dass sich die „Solidarność” mit Waffen versorgen würde). In 66 Orten in ganz Polen kam es zu Massenkundgebungen, an denen sich mehrere tausend Menschen beteiligt haben. In vielen Städten fanden Straßenkämpfe statt, Hunderte wurden verwundet, in Lubin schoss die Miliz mit scharfer Munition: es fielen fünf Tote. Einerseits offenbarte dies die Rücksichtslosigkeit kommunistischer Machthaber und andererseits – die Entschlossenheit der Bevölkerung in ihrem Widerstand gegen eben diese Machthaber, und im Endeffekt – fehlende Aussichten auf eine rasche Änderung der Gesamtlage. Dadurch wurden Solidarność-Strukturen in ihrer Überzeugung bestätigt, sich auf einen „langen Marsch“ vorbereiten zu müssen. 

Die Untergrund-„Solidarność” bedeutete nicht nur politische Betätigung, sondern auch unabhängige Kultur und Bildung, aber vor allem ein von Staatsgewalt und Zensur unabhängiges Verlagswesen („Samisdat”). Es entwickelte sich in einem bisher unbekannten und sonst nicht anzutreffenden Ausmaß, obwohl nicht nur Verleger, Drucker, sondern auch Kolporteure der Samizdat-Literatur verhaftet und zu hohen Freiheitsstrafen verurteilt wurden. Die größte Untergrundzeitung, die während des Kriegszustands herausgegeben wurde, Wochenblatt „Tygodnik Mazowsze”, erreichte eine Auflage von 80.000 Exemplaren. Während der ganzen Zeit der organisierten Opposition (in den Jahren 1976–90, bis zur Abschaffung der Zensur), aber vor allem nach der Verhängung des Kriegszustands am 13. Dezember 1981, erschienen in Polen im Samisdat knapp 5.000 Titel fortlaufender Publikationen (Zeitungen und Blätter) und knapp 7.000 Positionen abgeschlossener Publikationen (Bücher und Broschuren). Schätzungsweise hatten etwa 100.000 Personen einen dauerhaften Kontakt zu diesen Publikationen und 200.000 bis 250.000 – einen sporadischen.
In all den Jahren wurden unabhängige Ausstellungen, Vorträge, Konzerte und sogar Theatervorführungen veranstaltet (meistens in kircheneigenen Räumen, aber auch in privaten Wohnungen). Diese Tätigkeit wurde in gewissem Maße durch diverse gesellschaftliche Komitees und später durch das 1983 gegründete „Untergrundministerium“ OKNo (Bildung, Kultur, Wissenschaft) koordiniert und finanziell unterstützt.

Hilfe aus dem Westen

Wie wichtig Polen aus der Zeit der „Solidarność” als eine Insel der Freiheit im Sowjetblock war, zeugen Reaktionen der Weltöffentlichkeit auf die Einführung des Kriegszustands. Die internationale Solidarität demokratischer Länder mit Polen, das dieser Freiheit beraubt wurde, überwand die durch die Kommunisten gezogenen Grenzen.

Frankreich, Deutschland, Schweden, Großbritannien, Österreich, die USA und viele andere Länder reagierten auf den Kriegszustand und Repressalien gegenüber der „Solidarność” mit moralischer und materieller Unterstützung für die polnische Bevölkerung in einem bisher einmaligen Ausmaß. Unmittelbar nach der Verhängung des Kriegszustands führten Gewerkschaften in Frankreich und anderen Ländern öffentliche Geldsammelaktionen durch und schickten Pakete nach Polen. Später engagierte sich der Internationale Bund Freier Gewerkschaften und der Weltverband der Arbeitnehmer. 

Aus dem Westen gingen nach Polen Transporte mit humanitärer Hilfe (Lebens- und Arzneimittel), manchmal riesige Konvois von mehreren zehn Lkws. Es wurde auch technische Hilfe für die polnische Opposition geschmuggelt: Druckfarben und -träger, Vervielfältigungs- und sogar Druckmaschinen.

Diese enorme Hilfe, die der „Solidarność” gewährt wurde, war für die kommunistische Führung in Polen ein Beweis dafür, dass sie für ihre eigenen Aktivitäten keine internationale Unterstützung bekommen würden. Dies war eigentlich eine Ankündigung der fast totalen Isolierung der polnischen Kommunisten durch den Westen.

Der letzte Angriff des Systems

Polnische Kommunisten haben die polnische Gesellschaft im Namen des Imperiums, der Sowjetunion, angegriffen. Sie haben aber nicht gesiegt, denn dieser Angriff, obwohl militärisch gelungen, war mit der endgültigen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Niederlage des Systems gleichbedeutend. In den späteren Jahren des „Kriegszustands” (1981–1988), die Polen gelähmt haben, haben die Machthaber die Effizienz im Handeln nicht wieder erlangt. Die Erinnerung an die 10 Millionen Mitglieder der „Solidarność” bremste sie in ihrer Verfolgungssucht. 

In Moskau waren die Erfahrungen mit der „Solidarność” zweifelsohne ein Impuls für die Einleitung der Politik der Perestrojka, laut der sich die Völker nicht mehr nur mit Einschüchterungsmethoden regieren lassen. Der harte Kurs gegenüber den immer zahlreicheren Gegnern des Systems (sowohl in der UdSSR und übrigen Ländern des Sowjetblocks) konnte nichts am desolaten Zustand der Wirtschaft ändern, verschlechtere aber zugleich die internationale Lage. Es wurde angefangen, nach anderen Lösungen Ausschau zu halten.

1985 begann man mit der Machtübernahme im Kreml durch Michail Gorbatschow, von einer Systemtransformation zu reden. Das Sowjetimperium, das in einer tiefen Krise steckte, hätte nur durch die Politik wirtschaftlicher Reformen und einer gewissen Liberalisierung gerettet werden können. Perestrojka half aber nicht: 1988 begann das Imperium auseinanderzubröckeln, baltische Republiken führten bereits einen offenen Kampf um ihre Unabhängigkeit. Die Spitzenfunktionäre in den „Bruderländern“ verloren allmählich die Unterstützung der Sowjetunion für ihre internen Spiele mit eigenen Bevölkerungen. 

Rückkehr der „Solidarność”
Das erste Anzeichen der sich anbahnenden Veränderungen in Polen im Verhältnis Regierung – Opposition war die Freilassung aller politischen Gefangenen Mitte September 1986. In der Folge rief Lech Wałęsa und eine Gruppe Intellektueller den US-Staatspräsidenten auf, die Wirtschaftssanktionen gegen die VR Polen aufzuheben (Oktober 1986), was die erste Bereitschaft der Opposition zu Verhandlungen mit der Staatsgewalt signalisierte.

Am 29. September 1986 begann der Interimsrat der „Solidarność” (mit Lech Wałęsa an der Spitze) als Vorstand einer nach wie vor illegalen Gewerkschaft offen seine Arbeit. Dies bedingte, dass weitere Strukturen der Untergrund-„Solidarność” in verschiedenen Regionen offen ihre Tätigkeit zu führen begannen. Es begann ein allmählicher, sehr schwieriger und unter den Gewerkschaftern selbst äußerst umstrittener Prozess der erneuten Legalisierung der „Solidarność”.

1988 kehrte plötzlich die Streikwelle zurück. Zunächst fanden die Streiks im Mai nur in einigen wenigen Betrieben statt, sie wurden auch trotz Versöhnungstendenzen schnell und brutal niedergeschlagen (in Nowa Huta wurden mehrere zehn Personen zusammengeschlagen, Mitglieder des Streikkomitees wurden verhaftet). Im August erfasste die Streikwelle aber die Gruben in Schlesien, die Danziger Werft und viele Unternehmen in einigen weiteren Woiwodschaften. Dies sah wie eine Wiederholung von August 1980 aus.

Die Regierung zeigte sich gesprächsbereit: Am 31. August kam es zu einem Treffen mit Wałęsa. Es wurden Vorbereitungen zu Generalgesprächen zwischen der Regierung und der Opposition am „runden Tisch“ begonnen. 

Ausgehandelter Systemwandel

Die Gespräche am Runden Tisch dauerten vom 6. Februar bis zum 5. April 1989. Es nahmen an ihnen 230 Vertreter der Opposition, hauptsächlich aus den „Solidarność”-Kreisen, die durch Lech Wałęsa berufen wurden, teil. Ausgehandelt wurde die erneute Registrierung der NSZZ „Solidarność”. Es wurde auch ein Paket an politischen Reformen vereinbart, von denen am wichtigsten das Recht war, 1/3 der Sejm-Sitze im freien Wahlgang zu besetzen, sowie freie Wahlen in den neu einzurichtenden Senat durchzuführen. Kandidaten der Opposition wurde die Möglichkeit garantiert, eine Wahlkampagne zu führen und eine der „Solidarność” nahe stehende Tageszeitung („Gazeta Wyborcza”) zu gründen. 

Die Parlamentswahlen im Juni 1989 brachten den Kommunisten eine vernichtende Niederlage. Die Bevölkerung wurde zum ersten Mal im Nachkriegspolen zur Teilnahme an der Machtausübung zugelassen. Die „Solidarność”-Kandidaten gewannen 160 Sitze im Sejm (fast alle Mandaten, die sie besetzen konnten) und 99 Sitze auf 100 im Senat.

Dieses Wahlergebnis bedeutete in Polen das Ende des Kommunismus: Bildung der ersten nichtkommunistischen Regierung im Sowjetblock, Abschaffung der Zensur und Einleitung des Wegs zum Aufbau der Demokratie. 

Ende von Jalta

1989, als die sowjetische Einwilligung zu weitgehenden Änderungen, die am polnischen Runden Tisch ausgehandelt worden waren, selbstverständlich wurde, war Ungarn an der Reihe, wo die Regierung und die Opposition auch Verhandlungen aufgenommen haben. Weitere Bevölkerungen in Mittel- und Osteuropa, in der DDR, der Tschechoslowakei, den baltischen Republiken, verweigerten ihren jeweiligen kommunistischen Machthabern den Gehorsam...

Während der „samtenen Revolution” in Prag sagte der Historiker Timothy Garton Ash zu Vaclav Havel: „In Polen dauerte es 10 Jahre, in Ungarn 10 Monate, in der DDR 10 Wochen. Vielleicht dauert es in der Tschechoslowakei 10 Tage?”.

Zwischen August 1980 und November 1989 vollzog sich der größte friedliche Umbruch im Nachkriegseuropa: vom Tor der Danziger Werft zum Brandenburger Tor in Berlin. Als Folge des durch „Solidarność” ins Rollen gebrachten Prozesses stürzte die Berliner Mauer, ein Symbol der Teilung Europas nach Jalta. Als Triebkraft der Umwälzungen erwies sich dabei die gesellschaftliche Solidarität. 

Die Ereignisse des Völkerherbstes von 1989 erinnerten nur ganz vage an die „Verhandlungszeit” in Polen um 1988/89, sondern sie knüpften eher direkt an die Explosion von August 1980; alle verliefen aber auch als friedliche Revolutionen (ausgenommen Rumänien).

Die Wende der achtziger zu den neunziger Jahren bestätigte die Bedeutung, welche Tage jenes Augusts 1980 in Polen für die Geschichte Europas hatten. Einerseits bremsten sie die Aggressivität des Systems, andererseits regten sie die Vorstellungskraft der Menschen, stärkten ihren Mut. Und obwohl nur eine Seite über Militärdivisionen verfügte, stellten sich zwei Kräfte einander gegenüber. Je länger der Angriff ausblieb, umso größere Bedeutung gewann die Haltung wehrloser Massen.

Die Sowjetunion fiel auseinander. Es entstanden neue unabhängige Staaten: Litauen, Lettland, Estland, Ukraine...

Im Oktober 1992 verließen letzte Einheiten der Roten Armee, die in Swinemünde stationiert waren, die Republik Polen.

Das sowjetische System überdauerte aber in verschiedenen Formen in einigen Teilen des ehemaligen Imperiums. Die Welle der Freiheit kam auch dort auf und wurde selbst in Russland sichtbar, um aber bald abzuebben. In Weißrussland erwies sie sich als äußerst schwach. Dennoch ist sie nirgendwo ganz verschwunden. 

Der Sieg der Orange-Revolution in der Ukraine, wo die Entschlossenheit Tausender auf den Straßen, unterstützt solidarisch durch Menschen aus anderen Ländern, darunter auch durch zahlreiche Polen, erinnerte an die damalige polnische Solidaritätsatmosphäre von 1980. Es ist ein weiterer Erfolg der friedlichen kollektiven Absage, ein Beweis dafür, dass der Wunsch der Bürger nach Freiheit nirgendwo unterdrückt werden kann.

Alicja Wancerz-Gluza

(Zentrum KARTA)
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